
«Damit Ressourcen 
nicht verschwendet 
werden, braucht es die 
richtigen Anreize.»

Intelligente Regulierung: Die Politik will steuern. 

Am liebsten tut sie das nach dem Stopp-

Prinzip, wenn es darum geht, jeweils rasch 

etwas gegen den Ärger der Wählerschaft zu tun, 

insbesondere wenn die Medien ein Thema nach 

dem anderen skandalisieren.

Wie bei allen knappen Gütern muss der 

Staat die individuellen Interessen und Freiheiten 

der Bürger mit den öffentlichen Interessen aller 

Bürger unter einen Hut bringen. Regulierung ist 

dann intelligent, wenn sie die richtigen Anreize 

setzt und mit möglichst wenig Bürokratie, Ver-

boten und Geboten intervenieren muss. Silvia 

Pederiva zeigt in ihrem Beitrag, wie die steigen-

de Nachfrage nach Boden für Wohnen, Wirt-

schaft, Freizeit, Verkehr und Natur die Regulie-

rung immer schwieriger macht (Seite 1). 

Die Nationalrätinnen und Mitglieder der 

Gesundheitskommission Barbara Gysi (SP 

SG) und Regine Sauter (FDP ZH) haben völlig 

unterschiedliche Rezepte, wie das Ärzteange-

bot zu steuern ist. Seit 20 Jahren versucht das 

Parlament, mit Reformen des Krankenversi-

cherungsgesetzes (KVG) den Spagat zwischen 

Staatsplanung und Wettbewerb. Die Zahlen und 

der KVG-Grundsatz von Wirksamkeit/Zweck-

mässigkeit/Wirtschaftlichkeit sprechen eher für 

Regine Sauter. Sie zweifelt an der Wirksamkeit 

der Staatsplanung und möchte mehr wettbe-

werbliche Anreize (Seite 2). 

In seinem Energiebeitrag ist Christoph Glaus 

dem Graustrom auf der Spur (Seite 3). Und ich 

beschäftige mich auf Seite 4 mit Lobbying. 

comparis.ch lobbyiert für die Marktmacht und 

Souveränität der Konsumenten und wünscht 

Ihnen eine spannende Lektüre.

Silvia Pederiva. Die Schweizer Bevölkerung 

wächst und der Raumbedarf pro Person für 

Wohnen, Arbeit, Verkehr, Freizeit und ge-

schützte Natur steigt. Knapp wird es vor allem 

im urbanen Bereich. Als logische Folge davon  

wurden daher in vielen Kantonen die Bauzonen 

in den letzten Jahren grosszügig ausgeweitet. 

Inzwischen muss der Zersiedelung und Bo-

denspekulation entgegengewirkt werden: Per 

1. Mai 2014 hat der Bundesrat das teilrevidierte 

Raumplanungsgesetz in Kraft gesetzt.

Die Revision sieht aber nicht nur direkte 

Massnahmen gegen die Zersiedelung vor, sie 

lockert auch die Bedingungen zur Errichtung von 

Solaranlagen und präzisiert die Bestimmungen 

zur Pferdehaltung in der Landwirtschaftszone. 

Man kann es eben auch übertreiben mit der 

Regulierung. Fakt ist, dass Regulierung neben 

den erwünschten Wirkungen immer auch un

erwünschte Nebenwirkungen hat, die wiederum 

zu Folgeregulierungen führen: 

Die neueste parlamentarische Raum

planungsinitiative etwa fordert, dass «bei 

der Revitalisierung von Gewässern weder  

landwirtschaftliche Nutzflächen noch Bauland  

verwendet werden». Können derart weitgehende 

Detailregulierungen noch den Grundsätzen 

der Subsidiarität und der Verhältnismässigkeit  

entsprechen, wie es die Bundesverfassung  

verlangt?

Michael Kohlas, Immobilien-Experte von 

comparis.ch, ortet denn auch ein Ungleich

gewicht zwischen der Regulierung durch 

Gesetze und der Steuerung durch Anreiz

systeme: Nicht nur die Raumplanung bestimme, 

wo die Menschen sich niederlassen, auch  

andere Faktoren hätten darauf Einfluss. 

Wichtiger als Planungsziele, wie etwa beim 

Pro-Kopf-Flächenbedarf, seien deshalb Anreize 

an den richtigen Stellen. Steuern, Mobilitäts-

kosten, Infrastruktur. «Damit Ressourcen nicht 

verschwendet werden, braucht es die richtigen 

Anreize», so Kohlas. Würden diese gesetzt, 

müsste weniger finanzieller und bürokratischer 

Aufwand damit betrieben werden, Bauzonen 

zuerst auszuweiten, nur um sie dann wieder zu 

verkleinern.

Um die begrenzte Ressource «Boden» 

optimal zu verteilen, braucht es sinnvolle Raum

planung in Verbindung mit weiteren Instrumen-

ten, etwa dem landwirtschaftlichen Bodenrecht 

oder Mietrecht. Ein solches Kräftegleichgewicht 

muss auch zwischen Anbietern und Konsumen-

ten bestehen, wenn Märkte funktionieren sollen. 

comparis.ch fördert innerhalb der gesetzlichen 

Rahmenbedingungen dieses Gleichgewicht 

durch Markttransparenz am Immobilienmarkt: 

Die Comparis-Zahlen zur Immobilienpreis

entwicklung zeigen grosse Unterschiede 

zwischen den Regionen. So gab es von 2007 

bis 2015 in Zürich einen Preisanstieg von 

75 Prozent, während es im selben Zeitraum in 

Genf «nur» 44 Prozent waren. Daneben gibt es 

Regionen, in denen die Preise annähernd stabil 

geblieben sind. «Erfinder» neuer Regulierungen 

oder Anreizsysteme werden auch diese 

Entwicklungen im Auge behalten müssen, um 

ein Gleichgewicht herzustellen.

Felix Schneuwly, Head of Public Affairs

Der Zersiedelung entgegenwirken, die Landschaft schonen und die Schweiz als Wohn- und 
Arbeitsort attraktiv halten: Das revidierte Raumplanungsgesetz soll die Bedingungen dafür 
schaffen. Doch die Frage ist, ob noch mehr Regulierung wirklich das einzige Mittel ist.

Raumplanung als Allheilmittel?

Michael Kohlas, 
Immobillien-Experte
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Bis Ende des Jahres muss der Bundesrat konkrete Gesetzesvorschläge als Alternative zum geltenden Ärztestopp vorlegen. Die Meinungen über 
mögliche Nachfolgeregelungen könnten indes gegenteiliger nicht sein. Die Nationalrätinnen Regine Sauter (FDP ZH) und Barbara Gysi (SP SG) 
haben comparis.ch ihre Sicht der Dinge dargelegt. Beide sind Mitglied der Kommissionen für soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK). 

Stopp dem Ärztestopp

«Die Freiheit zu individuellen 
Vertragsabschlüssen würde 
zu mehr Wettbewerb und 
faireren Preisen führen.»

Silvia Pederiva. In einem Punkt sind sich wohl 

alle Beteiligten einig. Nämlich darin, «dass Wege 

gefunden werden müssen, um die Gesundheits-

kosten in den Griff zu bekommen». So formuliert 

es Dr. Regine Sauter, Nationalrätin und Direk-

torin der Zürcher Handelskammer. Gleichzeitig 

stellt sie klar, dass diese Wege nicht zu einer 

Weiterführung des Ärztestopps führen dürften. 

Denn weder die mehrmalige Verlängerung 

des provisorischen Zulassungsstopps noch die 

Tatsache, dass die Kantone inzwischen wählen 

können, ob sie die Regelung anwenden oder 

nicht, habe die erhofften Anzeichen einer Hei-

lung gebracht. Ganz im Gegenteil: «Das Medika-

ment wirkt nicht, führt jedoch zu unerwünschten 

Nebenwirkungen.» Zwischen den Kantonen mit 

und ohne Ärztestopp gebe es keine markanten 

Unterschiede, wohl aber würden «junge, gut 

ausgebildete Ärztinnen und Ärzte gegenüber 

ihren älteren Kollegen benachteiligt». Und da-

mit werde wiederum «die Problematik, dass wir 

ohnehin auf einen Ärztemangel zusteuern, noch 

verstärkt».

Als Konsequenz müssten für Sauter Ziele 

angestrebt werden, die letztlich im Sinne der 

Patienten und Prämienzahler sind: «Mehr Trans-

parenz, mehr Qualität, mehr Wettbewerb». Als 

geeignet dafür sieht sie einerseits die Lockerung 

des Vertragszwanges, andererseits die Preisdif-

ferenzierung nach Qualität und Region. Erstere 

Massnahme würde damit Schluss machen, dass 

«die Krankenversicherungen die Leistungen al-

ler zugelassenen Ärztinnen und Ärzte bezahlen 

müssen» und es dabei «keine Rolle spielt, ob 

diese Leistungen in hoher Qualität und effizient 

erbracht werden». Das Fazit: «Die Freiheit zu in-

dividuellen Vertragsabschlüssen würde zu mehr 

Wettbewerb und faireren Preisen führen.» Und 

dies sei im Sinn der Patientinnen und Patienten.

Im selben Kontext sieht Regine Sauter auch 

die von der vorberatenden Kommission vorge-

schlagene Preisdifferenzierung nach Qualität 

und Region: «Mit Tarifen, die in Gebieten mit 

tiefer Ärztedichte höher wären und in anderen 

Gegenden tiefer, könnte das Angebot ausgegli-

chener gestaltet werden.» Doch nicht nur an der 

Ärztedichte, sondern auch an der Qualität der 

Leistung – anstatt an der Menge – sollten sich 

die Tarife orientieren.

Doch wie misst man Qualität? Die Frage 

nach den Voraussetzungen dafür, wie medi-

zinische Leistungen vergütet werden sollen, 

beantwortet die Nationalrätin damit, dass etwa 

«die Dauer der Berufspraxis oder Art und Anzahl 

der Weiterbildungen eines Arztes» als Kriterien 

herangezogen werden könnten. Das Gesund-

heitswesen sei letztlich heute zu stark reguliert. 

Nur mit mehr Wettbewerb könnten alle Akteure 

in die Verantwortung für die Kosten genommen 

werden.

 Regine Sauter, 
Nationalrätin FDP

«Die Lockerung des Vertrags
zwanges führt weder zu  
besseren Leistungen noch  
zu tieferen Kosten.»

Silvia Pederiva. Ein klares Nein zu unterschied-

lichen Tarifen nach Region und Qualität kommt 

hingegen von der SP-Vizepräsidentin Barbara 

Gysi: «Sie werden kaum dazu führen, dass sich 

mehr Ärztinnen und Ärzte in ländlichen Regionen 

ansiedeln.» Dazu müsse es schon andere Anrei-

ze geben.

Abgesehen davon sieht die Nationalrätin aus 

St. Gallen dieses Ansinnen schon wegen des in 

der Planung wohl zu wenig berücksichtigten 

Verwaltungsaufwandes zum Scheitern verurteilt: 

«Unterschiedliche Tarife je nach Qualität der 

Leistungen zu entrichten, würde zu einem rie-

sigen bürokratischen Aufwand führen und das 

System massiv verkomplizieren.»

Auch das Vorhaben, am Vertragszwang zu 

rütteln, lehnt Gysi ebenso begründet wie klar 

ab: «Die Lockerung des Vertragszwanges führt 

weder zu besseren Leistungen noch zu tieferen 

Kosten.» Eine solche Massnahme würde ihrer 

Ansicht nach nur zu Lasten von Langzeitkranken 

gehen, die in «ohnehin belastenden und kom-

plexen Situationen möglicherweise nur noch 

schwer einen behandelnden Arzt finden würden 

oder klare Einschränkungen bei der Arztwahl in 

Kauf nehmen müssten». Nicht nur, aber vor al-

lem in den Bergregionen könne dies zu grossen 

Schwierigkeiten führen.

Nach der Einschätzung von Barbara Gysi 

muss die Ärztezulassung daher auch weiterhin 

von den Kantonen koordiniert und gesteuert 

werden. Nur so – zentral und effizient, weil vor 

Ort mit allen Beteiligten abgestimmt – könne 

«eine ideale Abdeckung garantiert und ein teu-

res Überangebot an Spezialärztinnen und -ärz-

ten vermieden werden».

Zudem bedürfe es dringend einer besseren 

Koordination von stationären und ambulan-

ten Leistungen in den Spitälern. Die Vorgänge 

müssten dahingehend optimiert werden, «dass 

die Kostensteuerung Wirkung erzielen kann».

Das alles ist für Barbara Gysi ohne eine 

aktive Rolle der Kantone nicht denkbar. In An-

betracht der Komplexität der Thematik und der 

Anforderungen an eine sinnvolle Nachfolgerege-

lung des Ärztestopps, so Gysi, «führt kein Weg 

an einer Steuerung durch Kantone und Bund 

vorbei». 

Die «massive Kostenausweitung bei den 

Spezialärztinnen und -ärzten muss gestoppt 

werden». Und das bei gleichzeitiger Förderung 

der Qualität der Leistungen. Ein Spagat, der nur 

möglich sei, wenn nach «klar definierten Kriteri-

en» gehandelt werde, die «von der öffentlichen 

Hand festgelegt und kontrolliert werden und 

nicht durch die Krankenversicherer», so Gysi.

Hier schliesst sich der Kreis; an der Stelle, 

wo sich alle einig sind: Kosten senken und Qua-

lität anheben. Nur das «Wie» birgt wohl noch 

reichlich Diskussionsstoff.

Barbara Gysi, 
Nationalrätin SP
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Christoph Glaus. Ein bedeutender Teil der 

Schweizer Stromversorger liefert auch Grau- 

strom aus. Bei manchen beträgt der Anteil der 

elektrischen Energie von unbekannter Herkunft 

sogar über 90  Prozent. Bezieht der Kunde  

einen Strommix, bei welchem also auch Strom  

unbekannter Herkunft dabei ist, so kann es 

durchaus sein, dass Strom aus dem Ausland ins 

Haus kommt. Zwar stammt die heimische Strom- 

versorgung zu mehr als der Hälfte aus er

neuerbarer, inländischer Wasserkraft, der Be-

darf wächst aber zusehends und Investitionen 

ins Netz sind dringend nötig – waren doch die  

Debatten der letzten Monate um einen Strom-

mangel vor allem eine Klage über fehlende 

Netzkapazitäten für den Import. 

Wer also über Graustrom sprechen will, 

kommt um das Schweizer Stromnetz und 

seine temporären Engpässe nicht herum. 

Die Schweiz braucht eine bessere Ver-

sorgungsstabilität im Energiesektor – ob 

diese Stabilität nun aus dem Portfolio der 

Energieträger, dem Ausbau des Netzes 

oder einem sorgsameren Umgang herrühren 

soll, darüber scheiden sich die Geister. 

Gegen die Annahme eines vermeintlichen Eng-

passes äussern sich Experten wie Felix Nipkow, 

Projektleiter bei der Schweizerischen Energie-

stiftung. Er vertritt die Meinung, dass die Zukunft 

in erneuerbaren Energien liegt. Mittelfristig 

betrachtet brauche die Schweiz keine AKW.

Im August letzten Jahres gab es eine Pro-

be aufs Exempel, als keines der Atomkraftwer-

ke mehr am Netz hing. In dieser Zeit exportierte 

die Schweiz sogar Strom; der oft beschworene 

Blackout blieb aus. Schweizweit beträgt der 

Anteil an Graustrom rund 13 Prozent. Er könn-

te aber relativ einfach auf null reduziert werden, 

schreibt nun der Bundesrat in einem Bericht. 

Stromversorger müssten dann Herkunfts- 

nachweise für jede einzelne Kilowattstun-

de Strom verwenden. Graustrom sei heute 

nicht mehr angebracht, sagt Marianne Zünd 

vom Bundesamt für Energie. Die werte

orientierte Konsumgesellschaft von heute wol-

le erfahren, woher diese Produkte kommen. 

Grosse industrielle Stromverbraucher befürch-

ten dadurch aber massive Mehrkosten. «Für 

ein Unternehmen mit einem grossen Strom

verbrauch kommt dann schon eine erkleckliche 

Summe zusammen, auch wenn es nur wenige 

Bruchteile von Rappen pro Kilowattstunde  

ausmacht», sagt Walter Müller von der Gruppe 

Grosser Stromkunden.

Wer von Graustrom redet, muss aber 

erst eine andere Frage beantworten: Wo  

bekommt die Schweiz ihren Strom her? Da die 

Politik die Versorgung sicherstellen will, muss  

diese Frage stets beantwortet werden können. 

Auch wer die Liberalisierung des Strommarktes  

befürwortet, muss gegenüber dem Endkunden 

zwingend Transparenz über die Herkunft der  

Energie schaffen. Es muss dem Kunden über-

lassen werden, welchen Strom er will und 

welchen Preis er dafür bezahlen möchte. In der 

Konsequenz steuert der Endkunde dann auch 

die Entscheidung, ob zusätzliche Investitionen 

in erneuerbare Energieformen getätigt werden 

sollen oder nicht. Trifft die Schweizer Politik  

keine Grundsatzentscheidung in der Energie

politik – sei es nun mit oder ohne AKW, mit oder 

ohne zusätzliche Investitionen ins heimische 

Stromnetz oder zusätzliche Subventionen für 

gewisse Energiearten – ist die Frage nach der 

Herkunft reine Augenwischerei. Der Markt gibt 

dem Produkt den Vorzug, das den Bedürfnissen 

am ehesten entspricht. Diese Wahlfreiheit er-

achtet auch Patrick Dümmler, Projektleiter von 

Avenir Suisse für aussenhandels- und ener-

giepolitische Themen, für mehr als wün-

schenswert. «Dem Konsumenten muss es 

freistehen, dasjenige Produkt zu wählen, wel-

ches seinen ökologischen Bedürfnissen und 

wirtschaftlichen Möglichkeiten am ehesten 

entspricht. Eine zusätzliche Abstrafung von 

sogenanntem «dreckigen» Strom über eine 

zusätzliche Steuer ist nicht sinnvoll, da die-

ser durch das CO²-Zertifikat heute schon mehr 

kostet.»

Die Grundsatzentscheidung muss also lau- 

ten: Inwieweit will man den Schweizer Markt  

liberalisieren und somit Schweizer Stromprodu

zenten dem europäischen Markt aussetzen? 

Was also sind die Rahmenbedingungen für 

Kraftwerkszulassungen, Berücksichtigung ex-

terner Effekte, Marktöffnung und Marktdesign 

und Integration im europäischen Markt? Die 

Frage nach der Herkunft des Graustroms ist 

sicherlich ganz im Sinne des Konsumenten, 

aber nicht die dringlichste Entscheidung im 

Energiesektor.

Beim Graustrom ist nicht klar, wie er produziert wurde und woher er kommt. Der Konsument soll aber wissen, welche Energie aus der Dose kommt, 
findet der Bundesrat und sagt dem Graustrom den Kampf an. Er hat kürzlich den Bericht «Stromkennzeichnung: Vollständige Deklarationspflicht 
mit Herkunftsnachweisen» gutgeheissen. Wie diese Massnahmen aber umgesetzt werden sollen, ist noch gänzlich unklar. 

Viel heisse Luft in Sachen Graustrom 
STROM
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«Eine Abstrafung von soge-
nanntem «dreckigen» Strom  
über eine zusätzliche Steuer  
ist nicht sinnvoll – dieser kostet 
bereits heute schon mehr.»

4.9% sonstige Energien

Export: durchschnittlich
2810 GWh pro Monat

Strommix Schweiz – Graustrom inklusive

Erneuerbare 
Energie 30% 13.3%

Windkraft
13.3%

Wasserkraft
13.3%

Biomasse

14.1%
Kernenergie

18.2%
Steinkohle 

8.8%
Erdgas

24%
Braunkohle

56.5%
Wasserkraft

37.9%
Kernkraft-

werke

3.5%
Thermische 
Kraftwerke

1.2%
Photovoltaik-

anlagen 

0.1%
Windanlagen

0.4%
Bio-, Klär- und 

Deponiegas

0.4%
Holz- und Spezial-

feuerungen

Stromerzeugung 2014 Schweiz Stromimport und -export 2015 Bruttostromerzeugung 2015 von Deutschland

Import: durchschnittlich
2793 GWh pro Monat



Felix Schneuwly. Politiker sind die Lobbyisten 

ihrer Wähler. Wie Konsumenten kaufen auch 

 Wähler nicht gerne die Katze im Sack. Des-

halb ist bei Milizparlamentariern nicht nur die 

 Parteizugehörigkeit wichtig, sondern auch die 

berufl ichen und nebenberufl ichen Tätigkeiten. 

Diese Interessenbindungen werden auf der 

Homepage des Eidgenössischen Parlaments für 

jedes  Parlamentsmitglied offengelegt.

Bürgergruppen lassen ihre Interessen bei 

den Parlamentariern oft durch Lobbyisten vertre-

ten. Je nach Stand eines politischen Geschäfts, 

versuchen Lobbyisten Meinungsführer betroffe-

ner Branchen oder der Verwaltung, Sympathie-

träger und Medien für die Anliegen ihrer Auftrag-

geber zu gewinnen. Ein Problem kann in einer 

Demokratie nur dann auf die politische Agenda 

gesetzt werden, wenn es in der Öffentlichkeit 

als solches erkannt wird. Lobbyisten sind sehr 

kreativ, um dieses Ziel zu erreichen. Dieser kom-

munikativen Kreativität sind ethische und gesetz-

liche Grenzen gesetzt. Diese Grenzen werden 

dann überschritten, wenn Dritte unter falschen 

Flaggen eingeschaltet und falsche Motive vor-

geschoben werden. Die Berufsverbände der 

Public-Relations- und Public-Affairs-Fachleute 

haben entsprechende berufsethische Richtlini-

en. Legale Grenzen werden dann überschritten, 

wenn bestochen oder unlauter operiert wird.

Unabhängige Medien spielen eine wichtige 

Rolle in der politischen Meinungsbildung. Wie 

alle anderen Akteure sind auch Medien nicht frei 

von kommerziellen Interessen. Journalisten kön-

nen ihre Rolle als kritische Hinterfrager deshalb 

nur dann wahrnehmen, wenn sie im Rahmen 

ihres Redaktionsstatuts einen Handlungsspiel-

raum haben, der nicht von Fall zu Fall kurzfris-

tigen Geschäftsinteressen des Medienunter-

nehmens geopfert wird. Für Journalisten gilt in 

besonderem Mass, was für alle Bürger gilt: Wer 

seine Werte für Geld verkauft, setzt Freiheit und 

Selbstverantwortung aufs Spiel und gefährdet 

damit wichtige Grundwerte.

Regeln für den Bundeshauszutritt

Debatten im National- und Ständeratssaal haben 

zwar medial die grösste Bedeutung, sind aber für 

den politischen Meinungsbildungsprozess nur 

selten, z. B. bei sehr knappen Entscheiden, aus-

schlaggebend. Das ist kein abgekartetes Spiel, 

da die wesentlichen Meilensteine in der vorpar-

lamentarischen Phase und in den vorberatenden 

Parlamentskommissionen bereits erreicht worden 

sind. Weil das Bundeshaus Symbolcharakter hat, 

nicht etwa, weil in der Wandelhalle die politischen 

Weichen gestellt werden, haben die Zutrittsberech-

tigungen ins Bundeshaus eine grosse Bedeutung. 

Der Ständerat hat der parlamentarischen  Initiative 

Berberat zugestimmt. Diese verlangt eine Akkre-

ditierung für professionelle Lobbyisten, wie sie für 

Journalisten längst etabliert ist. Die Staatspoliti-

sche Kommission des Nationalrats hat die  Initiative 

ebenfalls gutgeheissen. Nun erarbeitet die Staats-

politische Kommission des Ständerats ein entspre-

chendes Gesetz. Dann hat das Parlament auch 

freie Hand, ob der Zutritt für andere Gäste und per-

sönliche Mitarbeiter ebenfalls neu  geregelt werden 

soll oder ob es hier bei den Götti-Badges bleibt.

Transparenz ist nicht Striptease

Der Ruf nach Transparenz wird auch im politi-

schen Meinungsbildungsprozess immer lauter. 

Transparenz ist aber nicht Striptease. Deshalb 

ist es wichtig, dass alle Akteure ihre Interessen-

bindungen stets offenlegen, damit die Bürger 

wissen, wer wann welche Interessen vertritt. Aus 

der Transparenzforderung sollte man nicht ablei-

ten, dass es keine vertraulichen Gespräche mehr 

geben darf, wo es erlaubt ist, ohne Medienschel-

te laut zu denken und Gedanken auch wieder zu 

verwerfen.

Rolle und Interessen von comparis.ch

comparis.ch und ich als Lobbyist sind auf der 

Seite der Konsumenten. comparis.ch verdient 

nur dann Geld, wenn Anbieter und Konsu-

menten die Vergleiche und Suchmaschinen 

von comparis.ch schätzen, weil Konsumen-

ten damit rasch und bequem für sie passende 

Produkte und Anbieter fi nden. Wir sind über-

zeugt, dass Märkte nur dann zum Wohle aller 

funktionieren, wenn es zwischen Anbietern 

und Konsumenten ein Kräftegleichgewicht 

gibt. Schützt der Gesetzgeber die Anbieter 

zu stark, besteht die Gefahr, dass die Konsu-

menten ausgenutzt werden. Schützt der Ge-

setzgeber die Konsumenten zu stark,  besteht 

die Gefahr, dass die Anbieter nicht innovativ 

bleiben, sich aus überregulierten Geschäfts-

feldern zurückziehen und in einer globalisier-

ten Wirtschaft mit Internet ohne Landesgren-

zen der ausländischen Konkurrenz das Feld 

überlassen.

In der direkten Demokratie ist jeder Bürger primär sein eigener Interessenvertreter, sein eigener Lobbyist sozusagen. Im Wettbewerb der 
politischen Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozesse gibt es eine Aufgabenteilung, verschiedene Lobbying-Rollen und Rollenkonfl ikte 
für alle Akteure.

Lobbying in der direkten Demokratie

Die grösste Differenz bei den Autoversicherungen zeigt sich zwischen jungen Männern und älteren Frauen. 
Rund 4’500 Franken berappt der 20-jährige Junglenker im Maximalfall pro Jahr mehr gegenüber der 70-jährigen Frau.
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Missbräuchliche AGB
Der Begriff stammt aus Artikel 8 des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbe-
werb (UWG). Gemeint sind Allgemeine Geschäftsbedingungen, wenn sie von Anbie-
tern in einer Weise formuliert sind, dass sie zum Nachteil der Konsumentinnen und 
Konsumenten sind. Das trifft insbesondere dann zu, wenn die Rechte und Pfl ichten, 
die in den AGB festgehalten werden, in einem «erheblichen und ungerechtfertigten 
Missverhältnis» stehen. Dann also, wenn der Verfasser der AGB die Vertragsklauseln 
einseitig zu seinen Gunsten abgefasst hat. Kritiker beanstanden, dass es keine Liste 
verbotener Klauseln gebe und dass der Artikel 8 seit der Teilrevision des UWG nicht 
mehr auf Unternehmerverträge anwendbar sei, sondern nur die Endverbraucher 
schütze. Dem wird entgegengehalten, dass das Gesetz an anderen Stellen lauter-
keitsrechtliche Grundnormen enthält, die die Unternehmer mit einschliessen.
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